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Die Energieerzeugung aus fossi-
len Brennstoffen trägt weltweit
erheblich zum Treibhauseffekt
bei. So entfielen 2005 24 % der
gesamten CO2-Emissionen in
der Europäischen Union auf die
Stromerzeugung aus Kohle [1].
Recherchen im Rahmen eines
Forschungsvorhabens an der
Professur für Betriebliche Um-
weltökonomie der TU Dresden
ergaben, dass öffentliche Ge-
bietskörperschaften einen
Anteil von ca. 7,8 % am Strom-
verbrauch in Deutschland
haben. Bisher berücksichtigen
jedoch nur wenige Kommunen
die CO2-Emissionen als Ent-
scheidungskriterium bei der
Ausschreibung von Strom.
Damit wird deutlich, welches
Potenzial in der Ausschreibung
von Strom liegen kann. Hierbei
stellt sich allerdings nicht nur
die Frage, welche Herausfor-
derungen öffentliche Aus-
schreibungen mit sich bringen,
sondern auch wie diese Mög-
lichkeiten den Markt aus der
Sicht des Nachfragers eingren-
zen, d. h. ob überhaupt ein ent-
sprechendes Angebot am
Markt verfügbar ist.
Energy supplies on the basis of
fossil fuels contribute signifi-
cantly to the global greenhouse
effect. In 2005, for example, 24
% of the total CO2 emissions in
the EU were attributable to
coal-fired power generation.
The work of a research project
at TU Dresden revealed that
public administrative bodies
account for approx. 7.8 % of
electricity consumption in
Germany. To date, however,
only few communities have
made CO2 emissions a decision
criterion in their electricity pro-
curement. It is thus clear, just
how much potential lies in the
procurement process for elec-
tricity. At the same time, how-
ever, consideration must be
given not only to the challenges
arising from the appraisal of
public procurement, but also to
how these options limit the
market scope from the point of
view of the community, i.e.
whether corresponding offers
are actually available on the
market.
1 Herausforderungen bei der öffent-
lichen Ausschreibung von Strom in
Kommunen
Die Beschaffung von Strom für den Endver-
brauch in kommunalen Verwaltungen fällt
grundsätzlich unter das Vergaberecht.
Kommunen, die bisher keinen Strom aus-
schreiben, berufen sich in der Regel auf das
sogenannte Inhouse-Geschäft. Dieses liegt
dann vor, wenn die Stadt als öffentlicher
Auftraggeber an den Stadtwerken beteiligt
ist und gleichzeitig Strom von den Stadt-
werken für den Verwaltungsbetrieb bezieht,
die Stadtwerke also mit einer Strom-
lieferung beauftragt [2]. Mit einem Urteil
vom 11. Januar 2005 hat der Europäische
Gerichtshof (EuGH) die Möglichkeit einer
Inhouse-Vergabe an derartige gemischtwirt-
schaftliche Unternehmen generell verneint
[3]. Daher müssen Kommunen ihren Strom-
bezug als Lieferleistung öffentlich aus-
schreiben. Im deutschen Vergaberecht
herrscht hierbei aufgrund nationaler Re-
gelungen eine Zweiteilung des Systems:
Oberhalb bestimmter durch europäische
Regelungen vorgegebener Schwellenwerte
gelten die europäischen Vergaberichtlinien
[4]. Unterhalb der Schwellenwerte gelten
nationale Regelungen. Dies sind in Deutsch-
land die Vergabeverordnung (VgV) und die
Verdingungsverordnungen VOL/A, VOB/A
und VOF1. Strombeschaffung liegt in der
Regel wegen ihres hohen Auftragswertes
über den Schwellenwerten und muss somit
europaweit unter Beachtung der europäi-
schen Vergaberichtlinien ausgeschrieben
werden. Das bedeutet, dass bei der
Ausschreibung solcher Leistungen auch
Bieter aus anderen EU-Staaten zugelassen
werden müssen.
Die Einbeziehung von umweltrelevanten
Aspekten in eine öffentliche Ausschreibung
ist dabei allgemein in allen Stufen des
Vergabeprozesses – der Wahl des Auftrags-
gegenstandes, der Festlegung des Leistungs-
verzeichnisses, der Prüfung der Eignung der
Anbieter und der Bewertung sowie der
Erstellung der Vertragsbedingungen – mög-
lich [5]. Auch für eine mögliche Aus-
schreibung von Ökostrom müssen diese
Stufen betrachtet werden. Doch was wird
unter Ökostrom eigentlich verstanden?
Grundsätzlich herrscht Einigkeit darüber,
dass Ökostrom Strom aus erneuerbaren
Energieträgern (Sonnenenergie, Windkraft,
Wasserkraft, Biomasse etc.) ist. Als umwelt-
freundlich wird diese Art der Stromerzeu-
gung aufgrund der Verringerung der Treib-
hausgasemissionen, insbesondere CO2, und
der geringeren Luftschadstoffemissionen
angesehen [6, 7]. Ökostrom kann aber auch
als Produkt eines Stromanbieters (z. B.
Strom von Lichtblick, ÖkoPur-Tarif der
Bewag Berlin) betrachtet werden, das von
einem Kunden, z. B. einer Kommune, nach-
gefragt wird. Entscheidend ist bei dieser
Betrachtung das Zustandekommen eines
zusätzlichen Umweltnutzens. Dieser ergibt
sich folgendermaßen: Alle Endverbraucher
entnehmen an verschiedenen Stellen des
Stromnetzes Strom aus einem Strommix.
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1 Verdingungsordnung für Leistungen (VOL), Teil A;
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB),
Teil A und Verdingungsordnung für freiberufliche
Leistungen (VOF).
Die Energiequelle ist dabei nicht identifizierbar (vgl. 
Bild 1). Aus Kundensicht wird das Stromprodukt als ökolo-
gisch angesehen, das zu einer Verringerung der Umweltbe-
lastung, z. B. des CO2-Ausstoßes, führt [6 bis 9]. Hierbei
müssen jedoch wiederum unterschiedliche subjektive Kun-
densichten betrachtet werden.
Ein Kunde, der Ökostrom nachfragt, möchte damit seine
eigene Umweltbilanz verbessern. Er bezahlt also für die
Gewissheit, dass der Strom, den er bezieht, aus umwelt-
freundlichen Energiequellen stammt. Jedoch ist in
Deutschland das verfügbare Angebot an Strom aus erneuer-
baren Energiequellen derzeit größer als die Nachfrage nach
Ökostrom als Produkt. Dies hängt damit zusammen, dass
nach dem Gesetz zur Förderung erneuerbarer Energien
(EEG) in Deutschland eine Abnahmepflicht besteht. Wenn
also ein Kunde Ökostrom aus den vorhandenen Anlagen zur
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien kauft, dann hat
das zunächst keinen Effekt auf die gesamte Umwelt-
situation. Die Nachfrage verbessert nur die eigene
Umweltbilanz dieses Kunden, weil er selbst weniger kon-
ventionellen Strom bezieht. Jedoch verschlechtert sich die
Bilanz für die anderen Kunden, da der Anteil aus dem
bereits vorhandenen – also gleich bleibenden – Gesamtan-
gebot an Ökostrom (bilanziell) herausgelöst wird [8] (vgl.
Bild 2).
Es gibt aber auch Kunden, die einen Beitrag für eine ins-
gesamt umweltverträgliche Stromerzeugung (gesamte
Umweltsituation) über das bereits vorhandene Angebot an
Strom aus erneuerbaren Energien hinaus leisten. Solch ein
zusätzlicher Umweltnutzen entsteht erst, wenn langfristig
mehr neue Anlagen Strom aus regenerativen Energien in das
Stromleitungsnetz einspeisen und somit die konventionellen
Energiequellen verdrängen (vgl. Bild 3).
Voraussetzung hierfür ist, dass die Ökostromangebote
den Bau neuer Anlagen bzw. Erhalt und Erneuerung regene-
rativer Erzeugerkapazitäten von den Ökostromproduzenten
auch explizit fordern [8 bis 10]. Einige Autoren sehen
jedoch die entscheidende ökologische Wirkung in der Frage,
was die entsprechenden Ökostromprodukte über die
Anforderungen des Gesetzes zur Förderung erneuerbarer
Energien (EEG) hinaus leisten [6, 8, 10, 11]. So schlagen sie
als eine Möglichkeit die Förderung von Anlagen vor, die mit
den Vergütungssätzen des EEG nicht wirtschaftlich betrie-
ben werden können. Seit dem EEG aus dem Jahr 2004 ist es
im Gegensatz zum früheren Gesetz nicht mehr möglich,
Anlagen als nicht wirtschaftlich einzustufen. Früher zählte
dazu vor allem die Photovoltaik. Es kann aber der Bau von
Anlagen gefördert werden, die nicht in den Geltungsbereich
des EEG fallen (z. B. Mitverbrennung von Biomasse), oder
von Anlagen in jenen Ländern, in denen es kein dem EEG
vergleichbares Förderinstrument gibt [6, 11]. Diese letzte
Forderung ist entscheidend für die öffentliche Aus-
schreibung von Ökostrom.
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Bild 1. Strommix
Bild 2. Ökostromangebot ohne
zusätzlichen Umweltnutzen. Das
Ökostromangebot für Kunde 1
(K1) wird aus dem vorhandenen
Angebot an Strom aus erneuer-
baren Energien (eE) herausge-
löst.
2 Bisherige Vorschläge zur öffentlichen Ausschreibung
von Ökostrom
Die zweite Forderung an den zusätzlichen Umweltnutzen –
den Bau von Anlagen zu fördern, die nicht in den Gel-
tungsbereich des EEG fallen bzw. von Anlagen in Ländern,
in denen es kein dem EEG vergleichbares Förderinstrument
gibt – ergibt sich aus dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit
der öffentlichen Hand. Ökostrom, der zum Beschaffungs-
gegenstand gemacht und zusätzlich durch das EEG vergütet
wird, führt gesamtwirtschaftlich zu einer höheren wirt-
schaftlichen Belastung [7]. Außerdem wird angenommen,
dass eine Kommune mit der Beschaffung von Ökostrom ein
umwelt- oder klimapolitisches Ziel erreichen möchte.
Insofern ist es hilfreich, wenn der zusätzliche Umwelt-
nutzen nachgewiesen und möglichst auch quantifiziert (z.B.
X % Verringerung der CO2-Emissionen) werden kann. In
einem Dissertationsprojekt2 an der Professur für Betrieb-
liche Umweltökonomie der TU Dresden wurden daher vor-
handene Konzepte3 dahingehend untersucht, ob und wie sie
diesen zusätzlichen Umweltnutzen umsetzen. Die Auswer-
tung zeigt, dass für die Ausschreibung von Ökostrom vor
allem die Wahl des Auftragsgegenstandes, die Beschreibung
des Leistungsverzeichnisses und die Bestimmung der Zu-
schlagskriterien für die Bewertung der Angebote entschei-
dend sind. 
Wahl des Auftragsgegenstandes
Hier kann zunächst eine Wahl zwischen der Ausschreibung
der Lieferung von Strom oder der Ausschreibung der
Lieferung von Ökostrom getroffen werden. Dies ist für die
weitere Spezifizierung im Rahmen der Leistungsbe-
schreibung wichtig. Wird die Lieferung von Strom ausge-
schrieben, so kann die Kommune einen bestimmten Anteil
als Ökostrom spezifizieren. Wird die Lieferung von Öko-
strom ausgeschrieben, dann wird davon ausgegangen, dass
100 % Strom aus erneuerbaren Energien geliefert wird. Hier
ist jedoch entscheidend, wie der Ökostrom definiert und
spezifiziert wird. 
Erstellung des Leistungsverzeichnisses
In dieser Phase wird der Auftragsgegenstand mittels soge-
nannter „technischer Spezifikationen“ genauer definiert.
Umweltkriterien können hier grundsätzlich herangezogen
werden. Sie müssen sich jedoch konkret auf den Auf-
tragsgegenstand beziehen [5]. Eine Möglichkeit zur
Spezifizierung von Produkten sind Umweltzeichen. Für
Ökostrom schlagen einige der Konzepte4 daher vor, Öko-
stromlabel, z. B. ok-power, Grüner-Strom-Label, heranzu-
ziehen. Dies hat den Vorteil, dass der zusätzliche Um-
weltnutzen durch diese Labels beschrieben werden kann.
Allerdings gibt es weder auf nationaler noch auf europäi-
scher Ebene ein einheitliches anerkanntes Ökostromlabel.
Es existieren verschiedene Label, die den verlangten zusätz-
lichen Umweltnutzen unterschiedlich beschreiben [12].
Daher kann der Auftraggeber theoretisch jedes Label, das
den beschriebenen Umweltnutzen wiedergibt, heranziehen.
Er muss jedoch auch vergleichbare Label zulassen. Die
Vielzahl von unterschiedlichen Kriterienkatalogen der Label
erschwert dem öffentlichen Auftraggeber jedoch den
Vergleich der Angebote. Aufgrund dieser Intransparenz
erscheint die Anwendung von Ökostromlabeln bzw. ihrer
Kriterienkataloge als unpraktikabel [13]. Das Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
(BMU) empfiehlt daher in seinem Konzept, den zusätz-
lichen Umweltnutzen direkt für einen bestimmten Anteil des
gelieferten Ökostroms anhand einer quantifizierbaren
Umweltentlastung nachzuweisen. Dabei wird eine bestimm-
te CO2-Minderung festgelegt, die mit einem Teil der
Stromlieferung mindestens erreicht werden soll (z. B. 30 %).
Der Anteil Ökostrom des gesamten gelieferten Ökostroms,
der diese 30-prozentige CO2-Minderung bringt, muss aus
Neuanlagen (bzw. entsprechend der Abstufung), die zum
Lieferbeginn in Betrieb genommen wurden, stammen [13].
Bewertung der Angebote (Zuschlagsphase)
Die Bewertung der Angebote kann anhand des Preises oder
anhand des Kriteriums „wirtschaftlichstes Angebot“ vorge-
nommen werden. Das Konzept von „ICLEI – Local
Governments for Sustainability“ schlägt zur Bewertung ein
Punktesystem vor, bei dem der Preis mit 90 Punkten (für
den preiswertesten Bieter) und die Erfüllung eines vorgege-
benen Anteils an Ökostrom nach dem europaweiten
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Bild 3. Ökostromangebot mit
zusätzlichem Umweltnutzen – ent-
steht, wenn das Ökostromangebot,
welches Kunde 2 (K2) nachfragt,
den Neubau bzw. die Erneuerung
von Anlagen, die Strom aus erneu-
erbaren Energien erzeugen (EE-
Stromerzeugungsanlagen), nach
sich zieht.
2 Potenziale einer umweltfreundlichen Beschaffung in Kommunen aus marktorierter
Sicht am Beispiel von Ökostrom. Dissertationsprojekt an der TU Dresden, Fakultät
Wirtschaftswissenschaften, Professur Betriebliche Umweltökonomie. Laufzeit
2003 – 2006.
3 Zu diesen Konzepten zählen die Musterausschreibung des EnergieVi-
sion e. V./Klima-Bündnis e. V. (2002), der Leitfaden der Berliner Energie-
agentur/Beratungs- und Servicegesellschaft Umwelt mbH (B. & S. U.) (2004), das
Konzept mit Schlüsselkriterien für die Ausschreibung von ICLEI (2004), der
Leitfaden zur Ausschreibung von Ökostrom des BMU/UBA (2005).
4 EnergieVision e. V./Klima-Bündnis e. V. (2002), Berliner Energieagentur/Be-
ratungs- und Servicegesellschaft Umwelt mbH (B. & S. U.) (2004), ICLEI (2004).
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Tabelle 1 
Zusammenfassung des Potenzials für Ökostrom unter Berücksichtigung der Förderinstrumente
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Standard des European Green Electricity Network (EUGE-
NE) mit 10 Punkten gewichtet wird. Um Bieter zu berück-
sichtigen, die einen höheren Anteil an EUGENE-konformen
Energiequellen anbieten, werden Zusatzpunkte vergeben:
jeweils ein Zusatzpunkt für alle 20 % mehr, die aus EUGE-
NE-konformen Energiequellen stammen [14]. Das BMU-
Konzept schlägt vor, das wirtschaftlichste Angebot anhand
der Kriterien „Preis“ und „Höhe der CO2-Minderung“ im
Lieferzeitraum zu bewerten. Das Preis-Leistungs-Verhältnis
errechnet sich aus den mit dem jeweils angebotenen Preis
berechenbaren Jahresbezugskosten und einer Punktzahl für
die CO2-Minderung. Hierbei wird eine Basispunktzahl fest-
gelegt, die jedes Angebot erhält, welches die Mindest-
anforderung der geforderten 30-prozentigen CO2-Minde-
rung im Lieferzeitraum erfüllt, z. B. 790 Basispunkte.
Zusätzliche Punkte werden vergeben, wenn die Min-
destanforderung überschritten wird, z. B. maximal 210
Punkte, sodass die maximal erreichbare Gesamtpunktzahl
1000 betragen würde. Im Beispiel würde jeder Bieter mit 
1 % zusätzlicher CO2-Minderung 3 Zusatzpunkte erhalten,
die dann auf die Basispunktzahl addiert werden. Den Zu-
schlag erhält das Angebot mit dem niedrigsten Quotienten
aus Jahresbezugskosten und erreichter Gesamtpunktzahl [13].
Für die beschriebene Zielstellung der hier betrachteten
Kommune wird empfohlen, den zusätzlichen Umweltnutzen
direkt für einen bestimmten Anteil des gelieferten Öko-
stroms anhand einer quantifizierbaren Umweltentlastung,
wie zum Beispiel beim Vorschlag des BMU über die CO2-
Minderung, nachzuweisen. Dieses Konzept fordert explizit
den Bau neuer Anlagen. Damit wäre die erste Forderung zur
Umsetzung des zusätzlichen Umweltnutzens gegeben.
Jedoch ist aufgrund des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit
die zweite Forderung (Vergleichbarkeit der Förderinstru-
mente zum EEG) an den zusätzlichen Umweltnutzen ent-
scheidend. Sie grenzt das Potenzial durch eine umwelt-
freundliche kommunale Ökostrombeschaffung am Markt
ein. Hierdurch ergab sich die Fragestellung, welche För-
derinstrumente in den europäischen Mitgliedstaaten existie-
ren und wie diese mit dem EEG vergleichbar sind. 
3 Potenziale am Markt für Ökostrom
Angebot am europäischen Markt
Bei der Betrachtung des Angebotes am Markt für Ökostrom
ist das erschließbare Potenzial von Interesse5 [15]. Genutzt
wird in der EU (EU-25) für die Stromerzeugung aus erneu-
erbaren Energien bisher vor allem die Wasserkraft, gefolgt
von Windkraft und Biomasse. Allerdings ist die Wasserkraft
schon zum größten Teil ausgenutzt. Nennenswerte erschließ-
bare Potenziale liegen noch in Österreich und vor allem in
den osteuropäischen Staaten, wie Litauen, Ungarn oder
Lettland. Bei der Windenergie gewinnt die Windkrafter-
zeugung auf dem Meer an Bedeutung. Windkraft an Land ist
nur noch eingeschränkt verfügbar, hat aber in einigen
Mitgliedstaaten durchaus noch Potenzial. Feste Biomasse
verfügt über bedeutende Potenziale in Irland, den baltischen
Staaten, Österreich und der Slowakei. Andere Energieträger,
wie Wellen- und Gezeitenenergie oder Geothermie, werden
bisher vor allem in Forschungs- und Demonstrations-
projekten genutzt. Tabelle 1 (rechte Spalte) zeigt das er-
schließbare Potenzial für die einzelnen EU-25-Mitglieds-
staaten im Überblick.
Aufgrund der spezifischen Forderung an den zusätzlichen
Umweltnutzen bezüglich der Nichtförderung von EEG-
Anlagen wird jedoch eine zusätzliche Analyse der För-
derpolitik in den EU-25-Mitgliedstaaten notwendig, da diese
Forderung das erschließbare Potenzial einschränken kann.
Förderinstrumente in der EU
In der EU werden verschiedene Förderinstrumente zur
Förderung erneuerbarer Energien in unterschiedlicher Weise
angewandt. Bei Einspeisevergütungen wird den Ökostrom-
erzeugern ein fester Mindestpreis gewährt. Die Netzbe-
treiber werden verpflichtet, den erzeugten Ökostrom abzu-
nehmen [16]. Bezüglich der Vergleichbarkeit zum EEG
könnte man zunächst davon ausgehen, dass diese Systeme
auch in anderen Ländern dem System des EEG entsprechen.
Jedoch gibt es viele Ausgestaltungsmöglichkeiten. Die
Untersuchung der Systeme in den einzelnen Mitgliedstaaten
zeigt, dass die Vergütungssätze in einigen Ländern deutlich
geringer sind als beim EEG. Dies kann aber auch auf gün-
stigere energiewirtschaftliche Rahmenbedingungen zurück-
zuführen sein, die geringere Investitionskosten zur Folge
haben können. Hier wäre eine fundierte Kenntnis über das
jeweilige Land und das jeweilige Vergütungssystem notwen-
dig, was allerdings im Rahmen eines Ausschreibungs-
verfahrens nicht gewährleistet werden kann. 
Bei einer sogenannten Quote handelt es sich um eine ver-
pflichtende Festlegung, einen bestimmten Anteil erneuerba-
rer Energien zu erzeugen bzw. zu verkaufen [17, 18]. Das
Quotenmodell kann als vergleichbares, da wirkungsvolles
Instrument betrachtet werden. Jedoch ist der Wirkungsme-
chanismus ein anderer, sodass die Förderung des Ausbaus
durch eine kommunale Ökostrombeschaffung in einem Land
mit Quotenmodell durchaus den gewünschten Effekt des
„Ausbaus der Kapazitäten ohne Förderung“ bringt. Ein
Stromerzeuger kann die von ihm erzeugte Ökostrommenge
in die Quotenmenge in seinem Land einspeisen. Er kann
diese stattdessen aber auch für den Nachweis bei der Öko-
strombeschaffung nutzen. Er muss dann aber neue Anlagen
bauen, die die „aus der Quotenblase herausgelöste Kapa-
zität“ wieder auffüllen. Somit wird das Quotenmodell unter
den hier gegebenen Bedingungen als nicht vergleichbar mit
dem EEG eingestuft. 
Beim Ausschreibungsmodell fordert der Staat die Er-
zeuger durch Ausschreibung auf, sich für die Errichtung
neuer Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Ener-
gien oder für eine bestimmte Kapazität Strom aus erneuer-
baren Energien, für die eine Einspeisevergütung gezahlt
wird und eine Abnahmepflicht durch die Energieversorger
besteht, zu bewerben [17, 19]. Beim Ausschreibungsmodell
ist entscheidend, welche Kapazitäten den Stromerzeugern
bereits vertraglich durch eine Ausschreibung abgenommen
und vergütet werden. Zudem werden oft nur einzelne Tech-
nologien zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren
Energien ausgeschrieben. Die anderen Technologien könn-
ten also durch die Ökostrombeschaffung gefördert werden.
Daher wird auch das Ausschreibungsmodell als nicht ver-
gleichbar mit dem EEG eingestuft. 
In vielen EU-Ländern werden die oben genannten
Fördermaßnahmen durch weitere Förderprogramme, insbe-
sondere Subventionen bzw. Finanzhilfen, steuerliche oder
finanzielle Anreize sowie Subventionen, ergänzt. Sie stellen
eher ergänzende Maßnahmen dar, die aufgrund ihrer gerin-
5 KALTSCHMITT u. a. bezeichnen als erschließbares bzw. Erschließungspotenzial den
zu erwartenden tatsächlichen Beitrag einer Option zur Nutzung regenerativer
Energien zur Energieversorgung. 
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gen Höhe oft nicht vergleichbar sind mit der attraktiven
Vergütung durch das EEG. Trotzdem sollte ein öffentlicher
Auftraggeber eventuelle Förderungen ausschließen.
Tabelle 1 stellt dar, wie sich das erschließbare Potenzial
mit der Betrachtung der Förderinstrumente weiter ein-
schränkt. Der dunkelgraue Bereich bildet hierbei das für die
Ausschreibung von Ökostrom nach den festgelegten
Forderungen an den zusätzlichen Umweltnutzen nutzbare
Potenzial ab.
Dabei stellte sich die Frage, ob die Forderung des Aus-
schlusses der Förderung durch dem EEG vergleichbare
Förderinstrumente, die auf dem Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit beruht, nicht abgewägt werden sollte gegen die
Forderung, dass mit der Ökostrombeschaffung ein Ausbau
der Kapazitäten durch einen gewissen Anteil von Neuan-
lagen im Portfolio des Stromanbieters erreicht werden soll.
Diese Forderung unterstützt sowohl das Umweltentlastungs-
als auch das Innovationspotenzial einer öffentlichen
Beschaffung. Dabei muss die Forderung bezüglich der För-
derinstrumente auch vor dem Hintergrund der Investitions-
sicherheit für die Investoren, die Neuanlagen errichten wol-
len, gesehen werden. Das EEG sowie einige der Vergütungs-
systeme in den EU-25-Mitgliedstaaten gewähren mit einer
Förderdauer von 10 bis 20 Jahren hohe Investitions-
sicherheit. Für einen öffentlichen Auftraggeber ist es jedoch
nicht empfehlenswert, solch lange Vertragslaufzeiten einzu-
gehen, da er mögliche Preissenkungen am Markt berück-
sichtigen möchte. Das BMU (2005) empfiehlt eine
Vertragslaufzeit von zwei bis drei Jahren mit einer Option
auf ein Jahr Vertragsverlängerung.
Um das Problem der Investitionssicherheit für die Öko-
stromanbieter und -erzeuger zu lösen, wird es den Strom-
anbietern im Vorschlag des BMU (2005) ermöglicht,
Stromerzeugungsanlagen unterschiedlichen Alters für das
Ökostromangebot heranzuziehen. Auch liegt die Betonung
der technischen Spezifikationen im Rahmen der Leistungs-
beschreibung bei der Ausschreibung von Ökostrom auf der
Zusicherung neuer Kapazitäten und nicht mehr auf dem
Ausschluss der Förderung durch dem EEG vergleichbare
Förderinstrumente. Nach der Betrachtung der förderpoliti-
schen Instrumente wird dieser Vorschlag – neben der
Möglichkeit, ein konkretes Umweltentlastungspotenzial für
die Kommune darzustellen – auch unter dem Gesichtspunkt
der Planungssicherheit für die Investoren als der praktika-
belste Vorschlag für eine Ökostrombeschaffung in Kom-
munen eingestuft [13].
4 Zusammenfassung
Um die Potenziale einer kommunalen Ausschreibung von
Ökostrom zu bewerten, darf nicht nur untersucht werden,
was vonseiten der Kommune aus rechtlicher Sicht möglich
ist, sondern es muss auch der europäische Markt für Öko-
strom bzw. erneuerbare Energien und hier insbesondere das
erschließbare Potenzial betrachtet werden. Dieses erschließ-
bare Potenzial wird durch die Forderung eines zusätzlichen
Umweltnutzens durch die Ausschreibung bezüglich der
Förderinstrumente in den einzelnen Mitgliedsstaaten und
ihrer Vergleichbarkeit mit dem EEG eingeschränkt. Rück-
wirkend muss so auch überdacht werden, ob diese For-
derung unter Berücksichtigung der Praktikabilität für eine
kommunale Stromausschreibung sinnvoll ist.
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